
ersten Mal seit 1945 mit der Rechtsprechung in den 
Ländern der vormaligen Sowjetischen Besatzungszone 
vertraut.

Ein Meilenstein auf dem Wege zur Rechtseinheit 
war die Errichtung des Obersten Gerichts und der 
Obersten Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokra­
tischen Republik. Das Oberste Gericht und die Oberste 
Staatsanwaltschaft haben als die höchsten Rechts­
pflegeorgane der Republik die gemeinsame Aufgabe, 
über die einheitliche Auslegung und Anwendung der 
Gesetze zu wachen. Um diese „ Aufgabe erfüllen zu 
können, widmeten sie sich seit Beginn ihrer Tätigkeit 
dem eingehenden Studium der Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte seit 1945. Die Strafsenate des 
Obersten Gerichts haben sich im ersten Jahr ihrer 
Tätigkeit in einer Reihe von Entscheidungen auch 
speziell mit der Frage der einheitlichen Rechtsanwen­
dung auf dem Gebiet des Strafrechts befaßt und 
einzelne Bestimmungen, die nach 1933 erlassen worden 
sind, als Ausdruck nazistischer Zielsetzung für un­
anwendbar erklärt. Einige dieser Entscheidungen sind 
in der „Neuen Justiz“ veröffentlicht worden (NJ 1950 
S. 215, 314 u. 348.)

Es wird mitunter die Auffassung vertreten, daß es 
jetzt, nach einjährigem Bestehen der Deutschen Demo­
kratischen Republik, für den Gesetzgeber an der Zeit 
sei, ein neues Strafgesetzbuch zu schaffen, da die 
deutschen Strafgrundgesetze, die in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts entstanden sind, ver­
altet seien. Es ist richtig, daß das noch heute gültige 
Strafgesetzbuch nicht mehr dem Stande der gesell­
schaftlichen und ökonomischen Entwicklung entspricht. 
Es ist ein Ausdruck der liberalistischen Epoche des 
Kapitalismus. Seine Grundgedanken beruhen auf den 
Ideen der französischen Revolution von 1789. Die 
Schlußfolgerung, daß es allein deshalb schon jetzt 
durch ein neues Strafgesetzbuch ersetzt werden müsse, 
ist dennoch unrichtig. Sie verkennt nämlich, daß die 
seit dem Zusammenbruch des Faschismus sich an­
bahnende neue soziale und wirtschaftliche Ordnung 
noch zu keinem auch nur vorläufigen Abschluß ge­
kommen ist. Wenn sich auch ihre Umrisse immer deut­
licher abzeichnen, so ist doch die Entwicklung noch 
derart im Fluß, daß die Schaffung großer Kodifika­
tionen verfrüht wäre. Trotzdem müssen die V o r ­
a r b e i t e n  für diese Kodifikationen jetzt begonnen 
werden, um zu gegebener Zeit das notwendige Material 
zur Verfügung zu haben.

Daß eine in diesem Sinn verfrühte Gesetzgebung 
keine wirklichen Fortschritte bringt, zeigt mit Eindeutig­
keit das am 1. November 1945 vom Lande Thüringen 
erlassene Gesetz über die Anwendung des Strafgesetz­
buches im Lande Thüringen. Zweifellos enthielt dieses 
Gesetz gegenüber dem Rechtszustand am 8. Mai 1945 
einige fortschrittliche Neuerungen. Im Zeitpunkt seines 
Erlasses konnte es jedoch nur die Reform Vorschläge 
bis zum Jahre 1933 verwerten. Die Entwicklung der 
antifaschistisch - demokratischen Ordnung konnte in 
diesem Strafgesetzbuch noch keinen Ausdruck finden. 
Es wurde daher sehr bald zum Hemmschuh einer fort­
schrittlichen Rechtsprechung, so daß einem dringenden 
Bedürfnis Rechnung getragen wurde, als der Landtag 
von Thüringen im Oktober 1950 im Interesse der 
Rechtseinheit dieses Gesetz aufhob. Aber ein weiteres 
lehrt uns der unzeitgemäße Erlaß des Strafgesetz­
buches für Thüringen: so wie dieses Strafgesetzbuch 
die Rechtseinheit der vormaligen Sowjetischen Be­
satzungszone und später der Deutschen Demokratischen 
Republik gefährdete, würde ein neues deutsches Straf­
gesetzbuch den Kampf der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland für die politische - Einheit 
unseres Vaterlandes erschweren; denn noch immer be­
ruht die Rechtsprechung in allen Teilen Deutschlands 
auf den großen Grundgesetzen des vorigen Jahr­
hunderts.

Dagegen schien es nunmehr angebracht, die viel­
fältigen Vorarbeiten zur einheitlichen Anwendung des 
Strafrechts, die von der vormaligen Deutschen Justiz­
verwaltung begonnen und später von den drei höch­
sten Organen der Justiz der Deutschen Demokratischen 
Republik weitergeführt worden waren, zusammen­
zufassen. Die Deutsche Justizverwaltung hatte bereits 
im Jahre 1948 die Fassungen der Zivilprozeßordnung

und der Strafprozeß or dnung überprüft. Es wurden 
damals Kommissionen für die Herausgabe einer Text­
ausgabe der Zivilprozeßordnung und der Strafprozeß­
ordnung gebildet, denen neben Vertretern der Deut­
schen Justizverwaltung die Vertreter der Justizmini­
sterien der Länder angehörten. Auf den Tagungen 
dieser Kommissionen wurde bis auf wenige Fragen 
Einmütigkeit über die Fassung dieser beiden großen 
Verfahrensgesetze erzielt (vgl. im einzelnen Nathan in 
NJ 1948 S. 212 u. Weiß, ebenda S. 215). Das Ergebnis 
der Arbeit dieser Kommissionen waren die beiden 
Textausgaben der Zivilprozeßordnung und der Straf­
prozeßordnung. Die wenigen Fragen des Strafprozeß­
rechts, die bei der Herausgabe der ersten Auflage der 
Strafprozeßordnung zurückgestellt worden waren, sind 
in der Zwischenzeit geklärt und in der kürzlich er­
schienenen zweiten Auflage berücksichtigt worden.

Die Erfahrungen, die mit diesen Textausgaben ge­
macht wurden, waren ermutigend. Gelang es doch in 
den letzten zwei Jahren, zu einer einheitlichen An­
wendung des gesamten Verfahrensrechts im Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik zu gelangen. 
Die Richter und Staatsanwälte haben es dankbar be­
grüßt, daß ihnen die schwierige Arbeit der Über­
prüfung dieser Gesetze durch eine aus namhaften 
Vertretern der Deutschen Justizverwaltung und der 
Justizministerien der Länder zusammengesetzte Kom­
mission abgenommen worden war. Sie empfanden es 
als eine wesentliche Erleichterung ihrer Berufsarbeit, 
daß sie den immer wieder auftauchenden Zweifeln 
über die maßgebliche Gesetzesfassung enthoben waren 
und die Gewißheit hatten, mit den gleichen Gesetzes­
texten zu arbeiten, die jedem Staatsanwalt und Richter 
in der ganzen vormaligen Zone zur Verfügung standen.

Die Vorarbeiten für die Tätigkeit der Kommission, 
die sich mit der Beschlußfassung über die maßgebliche 
Fassung des Strafgesetzbuches und der anderen für 
Studium und Praxis wichtigen Strafgesetze befassen 
sollte, wurden Ende August 1950 aufgenommen. Die 
Kommission trat am 18. Oktober 1950 im Ministerium 
der Justiz der Deutschen Demokratischen Republik zu­
sammen. Während bei den Beratungen der Kommissio­
nen, die sich mit der Fassung der Strafprozeßordnung 
und der Zivilprozeßordnung zu beschäftigen hatten, 
außer den Vertretern der Deutschen Justizverwaltung 
lediglich Vertreter der fünf Länder teilnahmen, konnte 
diesmal die Hilfe des Obersten Gerichts und der 
Obersten Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokra­
tischen Republik in Anspruch genommen werden. Die 
Mitarbeit dieser beiden obersten Rechtspflegeorgane 
war aus den schon angeführten Gründen von außer­
ordentlichem Wert. Auch ein Vertreter der Justiz­
verwaltung der Hauptstadt Berlin war hinzugezogen 
worden, um die Erfahrungen Berlins zu verwerten und 
um eine einheitliche Rechtsanwendung in Berlin und 
in der Deutschen Demokratischen Republik zu gewähr­
leisten.

Die Mitglieder der Kommission waren sich darin 
einig, daß es in der jetzigen Situation nicht mehr ent­
scheidend darauf ankommen kann, ob eine Bestim­
mung vor oder nach 1933 geschaffen worden oder zu 
welchem Zweck sie erlassen worden ist. Vielmehr 
konnte es nur darauf ankommen, die Vorschriften für 
unanwendbar zu erklären, die ihrem Inhalt nach 
nazistisch oder aus anderen Gründen mit den demo­
kratischen Prinzipien unvereinbar sind. Während bei 
der Herausgabe der Strafprozeßordnung im Jahre 1948 
grundsätzlich von dem Rechtszustand am 30. Januar 
1933 ausgegangen wurde, läßt sich von der Textaus- 
gabe des Strafgesetzbuches nur sagen, daß alle Vor­
schriften unter Berücksichtigung aller Änderungen 
geprüft worden und die ausgewählten Vorschriften 
mit dem gegenwärtigen Entwicklungsstand unserer 
demokratischen Ordnung vereinbar sind.

Mit einer Herausgabe des Textes nur des Straf­
gesetzbuches wäre jedoch für die Praxis wenig ge­
wonnen gewesen, da die herkömmlich als Neben­
gesetze bezeichneten Strafgesetze in der Recht­
sprechung eine bedeutende Stellung einnehmen. Die 
Kommission hat daher auch die für die Praxis wich­
tigen Kontrollratsgesetze und Befehle der vormaligen 
SMA in die Textsammlung aufgenommen. Ferner 
waren aus der großen Zahl der anderen Strafgesetze 
die für die Praxis unentbehrlichen Gesetze auszu-
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